
Rhein-Kreis Neuss 
  

 
 

Neuss/Grevenbroich, 13.10.2015   
 
An die   
Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 
 
nachrichtlich: 
An die  
stv. Mitglieder des Jugendhilfeausschusses  
und die Kreistagsabgeordneten,  
die nicht dem Jugendhilfeausschuss angehören 
 
An den Landrat und die Dezernenten 
 

Einladung 
zur 4. Sitzung 

des Jugendhilfeausschusses 
(XVI. Wahlperiode) 

am Donnerstag, dem 29.10.2015, um 17:00 Uhr 

in den Räumen des Ev. Jugendzentrums „Choice“ im Martin-Luther-Haus, 
Eichendorffstraße 24, 41352 Korschenbroich 

TAGESORDNUNG:  
 

Öffentlicher Teil: 
 
 1.   Eröffnung der 04. Sitzung - XVI. - Wahlperiode - des 

Kreisjugendhilfeausschusses 
 

   
 1.1.   Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der 

Beschlussfähigkeit 
 

   
 1.2.   Genehmigung der letzten Niederschrift  
   
 2.   Jugend- und Familienhilfe  
   
 2.1.   Bundeskinderschutzgesetz – Fachstelle Frühen Hilfen und 

Familienhebammen 
Vorlage: 51/0912/XVI/2015 

 

   
 2.2.   Bericht zur Arbeit der Erziehungs- und 

Familienberatungsstellen des Caritasverbandes Rhein-Kreis 
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Seite 2 von 3 Einladung zur 4. Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 29.10.2015 

 

Neuss e. V. 
Vorlage: 51/0911/XVI/2015 

   
 2.3.   Bericht über die aktuelle Situation der unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlinge 
Vorlage: 51/0915/XVI/2015 

 

   
 3.   Tageseinrichtung für Kinder / Tagespflege  
   
 3.1.   Bericht zur aktuellen Situation in den 

Kindertageseinrichtungen in Jüchen, Korschenbroich, 
Rommerskirchen 
Vorlage: 51/0899/XVI/2015 

 

   
 4.   Kreisentwicklungskonzept  
   
 4.1.   Vereinbarung mit einem freien Träger – 

Vormundschaftsverein – zur Übernahme von 
Vormundschaften für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
Vorlage: 51/0913/XVI/2015 

 

   
 4.2.   Betreuungsgeld (§§ 4a – 4d BEEG) 

Vorlage: 51/0900/XVI/2015 
 

   
 5.   Jugendarbeit / Jugendschutz  
   
 5.1.   Antrag von „hoch3 – Klassenfahrten und Gruppenprogramme 

gemeinnützige UG“ auf Anerkennung als Träger der freien 
Jugendhilfe nach § 75 Kinder- und Jugendhilfegesetz 
Vorlage: 51/0901/XVI/2015 

 

   
 5.2.   Antrag des Gemeindejugendringes Jüchen e.V. auf 

Bezuschussung der internationalen Jugendbegegnungen 
2016 und 2017 im Rahmen der Partnerschaft mit der 
französischen Gemeinde Leers 
Vorlage: 51/0902/XVI/2015 

 

   
 5.3.   Ferienaktionen 

Vorlage: 51/0903/XVI/2015 
 

   
 6.   Familienbildung 

Vorlage: 51/0904/XVI/2015 
 

   
 7.   Mitteilungen der Verwaltung  
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 8.   Anfragen  
   
 
 

 
 
Dirk Rosellen 
Vorsitzender 
 
Für die Vorbesprechungen stehen den Fraktionen in der Zeit von 16.00 – 17.00 Uhr 
ausgeschilderte Räume innerhalb des Ev. Jugendzentrums zur Verfügung. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  02.10.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0912/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Bundeskinderschutzgesetz – Fachstelle Frühen Hilfen und 
Familienhebammen 
 

Sachverhalt: 

In ihrer ersten Lebensphase sind Kindern ganz besonders auf eine zuverlässige Versorgung 
und Zuwendung von Erwachsenen angewiesen. Noch vor Einführung des 
Bundeskinderschutzgesetzes am 01.01.2012 hat daher das Jugendamt des Rhein-Kreises 
Neuss mit den Jugendämtern der Städte Grevenbroich und Kaarst im Sommer 2010 die 
Fachstelle Frühe Hilfen ins Leben gerufen. Angesiedelt wurde die Fachstelle bei einem freien 
Träger der Jugendhilfe, der Ev. Jugend- und Familienhilfe gGmbh in Kaarst.  
 
In seinen Sitzungen am 14.07.2011 und 14.02.2013 hat der Kreisjugendhilfeausschuss die 
Weiterführung der Fachstelle für zwei bzw. drei Jahre sowie die Erweiterung der Fachstelle 
für den Einsatz von Familienhebammen beschlossen.  
 
Die Fachstelle Frühe Hilfen ist ein zentraler Baustein im der durch das 
Bundeskinderschutzgesetz geforderte Netzwerk Frühe Hilfen. In seiner Sitzung am 
11.06.2015 hat der Kreisjugendhilfeausschuss hierüber beraten und beschlossen, dem 
Kreisausschuss zu empfehlen, dass der Kreistag in seiner Sitzung am 23.06.2015 den Aus- 
und Aufbau des Netzwerkes Frühe Hilfen beschließt. Der Kreisausschuss und Kreistag sind 
dieser Empfehlung gefolgt. 
  
Wie in der letzten Sitzung des Kreisjugendhilfeausschusse angekündigt, wird eine 
Mitarbeiterin der Fachstelle Frühe Hilfen in der heutigen Sitzung über die Arbeit der 
Fachstelle und der Familienhebammen berichten.   
 
Die Fachstelle als Bestandteil des Netzwerkes und die Familienhebammen werden weiterhin 
durch Mittel des Bundes unterstützt.  
 
Im Bundeskinderschutzgesetz ist festgelegt, dass der Bund nach Ablauf der „Bundesinitiative 
Frühe Hilfen 2012 – 2015“ für die Netzwerke Frühe Hilfen und die psychosoziale 
Unterstützung von Familien 51 Mio. Euro jährlich dauerhaft zur Verfügung stellt. Da zwischen 

Ö  2.1
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Seite 2 von 2 Sitzungsvorlage-Nr. 51/0912/XVI/2015  
 

dem Bund und den Ländern zurzeit noch die künftige inhaltliche und formale Ausgestaltung 
der Unterstützungsleistung des Bundes verhandelt wird, verlängert sich die bestehende 
Bund-Länder-Vereinigung zunächst um ein Jahr (Anlage 1). 
 
Das Jugendamt des Rhein-Kreises Neuss erhält nach einer Anpassung des 
Verteilungsschlüssels nunmehr den Mindestförderbetrag in Höhe von 12.500 Euro. Dieses 
sind 770 Euro mehr als im vergangen Jahr (Anlage 2). 
 
Diese sind für den Einsatz der Familienhebammen ausreichend, so dass neben den anteiligen  
Ausgaben für die Fachstelle in Höhe von 10.855 Euro jährlich keine zusätzlichen Kosten 
entstehen. 
 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss stimmt der Weiterführung der Fachstelle Frühe Hilfen sowie 
dem Einsatz der Familienhebammen, entsprechend der zur Verfügung stehenden 
Bundesmittel, für den Einsatz in den Jugendamtsbezirken Grevenbroich und Kaarst sowie 
Korschenbroich, Jüchen und Rommerskirchen für die Dauer von drei Jahren zu. 
 
 
Anlagen: 

Frühe Hilfen Anlage 1 
Frühe Hilfen Anlage 2 
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Ministerium für Familie, Kinder,
Jugend, Kultur und Sport
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 3>ÿ". September 2015

Seite 1 von 4

Verteiler Jugendamtsleitung

Aktenzeichen 3.2632.04

bei Antwort bitte angeben

Tanja Grümer
Landeskoordinierungsstelle
Frühe Hilfen
Referat 323
Telefon 0211 837-2348
Telefax 0211 837-2578
Tanja.Gruemer@mfkjks.nrw.de

Verlängerung  und  künftige  Förderung  der  Bundesinitiative
Netzwerke Frühe Hilfen und Familienhebammen

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie bereits im Rahmen der Veranstaltung zum aktuellen Stand und dem
künftigen Förderverfahren der Bundesinitiative Frühe Hilfen am 18.
September 2015 in Düsseldorf angekündigt, möchte ich Sie hiermit über
die weitere Förderung der Bundesinitiative informieren.

Bisher  erfolgte  die  Weiterleitung  der  Bundesmittel  über  die
Regelungsform  einer  Bund-Länder-Verwaltungsvereinbarung.  Das
Bundesfinanzministerium  hat das  Bundesministerium für  Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) nunmehr um eine formale
Veränderung der Regelung zur Weiterleitung der Mittel an die Länder
und Kommunen gebeten, da das Bundesfinanzministerium diese Form
langfristig förderrechtlich nicht für geeignet hält. Daher soll nun eine
andere Regelungsform gesucht werden, in Betracht käme z.B. eine
Bundesstiftung. Die Konstituierung einer solchen Regelung bedarf
allerdings eines längeren zeitlichen Vorlaufs und ist jedenfalls in 2015
nicht mehr zu realisieren.

Dienstgebäude und
Lieferanschrift:
Haroldstraße 4
40213 Düsseldorf
Telefon 0211 837-02
Telefax 0211 837-2200
poststelle@mfkjks.nrw.de
www.mfkjks.nrw.de

Um keine Lücke entstehen zu lassen, hat das BMFSFJ die Anregung der
Jugend- und Familienministerkonferenz aufgenommen: Die bestehende
Bund-Länder-Verwaltungsvereinbaru ng    (BLVV)    ,Bundesinitiative

Öffentliche Verkehrsmittel:
Rheinbahn Linien
704, 709,719
Haltestelle Poststraße

Ö  2.1
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Netzwerke Frühe Hilfen und Familienhebammen 2012 - 2015" wird bis
zu dem Zeitpunkt verlängert, an dem mit Zustimmung von Bund und
Ländern eine neue fördertechnische Regelungsform zur Weiterleitung
der Bundesmittel in Kraft tritt, mit der die geschaffenen Netzwerke Frühe
Hilfen  und  psychosozialen  Unterstützungen von  Familien weiter
gefördert werden. Seite 2 von 4

Die Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
Manuela Schwesig, hat die dauerhafte Finanzierung der Bundesinitiative
mit Schreiben vom 17. September 2015 an die Jugend- und
Familienministerkonferenz nochmals zugesichert.

Die Kontinuität der Finanzierung der Maßnahmen, die aus der
Bundesinitiative gefördert werden, wird auf der Grundlage von § 3 Abs. 4
des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)
über den 31.12.2015 hinaus nahtlos sichergestellt. Für die Finanzierung
stellt der Bund entsprechend der gesetzlichen Vorgabe in § 3 Abs. 4
Satz 3 KKG dauerhaft jährlich 51 Millionen Euro zur Verfügung.

Das bedeutet, dass die Mittel aus der Bundesinitiative Frühe Hilfen
dauerhaft zur Verfügung gestellt und damit verstetigt werden. Lediglich
die formale Ausgestaltung der Weiterleitung der Bundesmittel wird sich
voraussichtlich ab 2017 ändern. In diesem Zusammenhang können im
Nachgang zu den Evaluationsergebnissen zur Bundesinitiative für die
Zukunft die bestehenden Fördervoraussetzungen um neue ergänzt
werden. Allen Akteuren ist dabei an einer größtmöglichen inhaltlichen
Kontinuität  gelegen.  Die  Beibehaltung  der  Förderbereiche  und
bisherigen Fördervoraussetzungen gilt daher als sicher.

In den kommenden Monaten werden der Bund und die Länder intensiv
an einer rechtstechnisch tragfähigen, verfassungskonformen Lösung für
ein geplantes Zweckvermögen im Sinne des § 3 Abs. 4 KKG arbeiten.
Ziel ist, dass die Lösung dieser gesetzlich dauerhaft angelegten
Mitfinanzierung des Bundes bei den Strukturen und dem Personal der
Frühen Hilfen nahtlos noch im Jahr 2016 an die Bundesinitiative
anknüpft.

In    der    nun    zunächst    fortzuführenden    Bund-Länder-
Verwaltungsvereinbarung ,Bundesinitiative Netzwerke Frühe Hilfen und
Familienhebammen" sind lediglich die für eine Verlängerung unbedingt
erforderlichen Änderungen aufgenommen worden. So ist insbesondere
ein dritter (unbefristeter) Förderzeitraum ab 01.01.2016 aufgenommen
worden. Alle Regelungen zum Einsatz und zu der Priorisierung der
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Fördermittel  bleiben  ebenso  wie  der  Verteilungsschlüssel  der
Bundesmittel auf die Länder für die 51 Millionen Euro jährlich bestehen.

In Nordrhein-Westfalen wird darüber hinaus ab dem nächsten Jahr die
bereits kommunizierte ,Sockelfinanzierung" umgesetzt. Danach erhalten
alle Kommunen, die bislang (bei der anteilsmäßigen Verteilung nach der
Anzahl der Kinder unter drei Jahren im SGB Il-Bezug im jeweiligen
Jugendamtsbezirk) unter 12.500 € Fördermittel erhalten haben, diesen
Betrag als Mindestförderung. Alle anderen Kommunen behalten ihre
Förderhöhe  bei  (siehe  beigefügte  Übersicht zur Aufteilung  der
Leistungen in NRW nach § 3 Abs. 4 KKG).

Seite 3 von 4

Nach der erfolgten schriftlichen Bestätigung der Verlängerung der Bund-
Länder-Verwaltungsvereinbarung durch alle Bundesländer kann das
BMFSFJ die Anträge der Länder bewilligen. Unmittelbar nach Eingang
des  Bescheids  des  Bundes  werden  die  Bescheide  an  die
Jugendamtsbezirke versandt.

Den Bescheiden beigefügt werden die ,Fördergrundsätze des Landes
Nordrhein-Westfalen für die Weiterleitung von Bundesmitteln an die
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe", die inhaltlich lediglich eine
Änderung, den Förderbereich A ,Netzwerk Frühe Hilfen" betreffend,
beinhalten:   Die   Frist  zur   Einholung   eines   Rats-   oder
Kreistagsbeschlusses zum Ausbau oder Aufbau des Netzwerkes Frühe
Hilfen wird auf den 31.1 2.2016 verlängert.

Ab dem Haushaltsjahr 2017 werden die Bescheide den Jugendämtern
jeweils am Anfang des laufenden Haushaltsjahres übersandt.

Die Förderung im Rahmen der Bundesinitiative Frühe Hilfen erfolgt in
Nordrhein-Westfalen auch künftig durch fachbezogene Pauschalen und
jährliche Bescheide der Bewilligungsbehörde, so dass auch weiterhin die
entsprechenden Verwendungsnachweise zu erbringen sind. Für das
laufende Haushaltsjahr 2015 sind die Verwendungsnachweise bis
spätestens 31.03.2016 und für das Haushaltsjahr 2016 bis spätestens
31.03.201 7 einzureichen.

Wie auch in den Vorjahren sind die Länder gefordert, dem Bund ihre
perspektivische Mittelplanung für das kommende Haushaltsjahr bis
jeweils Ende Dezember des Vorjahres zu übermitteln. Ich bitte daher um
Abgabe Ihres Maßnahmenplans für das Haushaltsjahr 2016 bis
spätestens 31.1 0.2015.
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Abschließend   möchte   Ihnen   als   Leitungen   und   Ihren
Netzwerkkoordinierenden an dieser Stelle nochmals ausdrücklich für
Ihren Einsatz in den Frühen Hilfen in den letzten Jahren danken, mit
dem Sie einen wichtigen Beitrag geleistet haben, die Bedingungen
junger Menschen für ein Aufwachsen im Wohlergehen zu verbessern.

Seite 4 von 4

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

t,

ù

ManfJed Walhorn

Anlage
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Aufteilung der Leistungen nach §3 Abs.4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
 im Jahr 2016

Verteilung 
der Mittel

Verteilung 
gesamt

433 Aachen 2.048 1.516 0 € 140.011 € 140.011 € -0,00 €

434 KJA Aachen 448 202 0 € 18.656 € 18.656 € -0,00 €

043 Ahaus 379 115 12.500 € 0 € 12.500 € 1.879,09 €

081 Ahlen 448 439 0 € 40.544 € 40.544 € -0,00 €

466 Alsdorf 376 331 0 € 30.570 € 30.570 € -0,00 €

231 Altena 104 92 12.500 € 0 € 12.500 € 4.003,27 €

221 Arnsberg 573 403 0 € 37.219 € 37.219 € -0,00 €

485 Bad Honnef 172 64 12.500 € 0 € 12.500 € 6.589,23 €

142 Bad Oeynhausen 423 233 0 € 21.519 € 21.519 € -0,00 €

133 Bad Salzuflen 427 326 0 € 30.108 € 30.108 € -0,00 €

082 Beckum 281 178 0 € 16.439 € 16.439 € -0,00 €

494 Bedburg 197 98 12.500 € 0 € 12.500 € 3.449,14 €

415 Bergheim 536 509 0 € 47.009 € 47.009 € -0,00 €

464 Bergisch Gladbach 853 471 0 € 43.500 € 43.500 € -0,00 €

271 Bergkamen 389 397 0 € 36.665 € 36.665 € -0,00 €

090 Bielefeld 3.123 2.430 0 € 224.424 € 224.424 € -0,00 €

041 Bocholt 582 302 0 € 27.891 € 27.891 € -0,00 €

160 Bochum 2.718 2.315 0 € 213.803 € 213.803 € -0,00 €

424 Bonn 3.335 2.001 0 € 184.804 € 184.804 € -0,00 €

044 Borken 357 181 0 € 16.716 € 16.716 € -0,00 €

040 KJA Borken 1.518 429 0 € 39.621 € 39.621 € -0,00 €

491 Bornheim 389 151 0 € 13.946 € 13.946 € -0,00 €

010 Bottrop 832 757 0 € 69.913 € 69.913 € -0,00 €

439 Brühl 381 208 0 € 19.210 € 19.210 € -0,00 €

113 Bünde 384 203 0 € 18.748 € 18.748 € -0,00 €

061 Castrop-Rauxel 493 454 0 € 41.929 € 41.929 € -0,00 €

000 KJA Coesfeld 1.011 296 0 € 27.337 € 27.337 € -0,00 €

002 Coesfeld 284 86 12.500 € 0 € 12.500 € 4.557,41 €

062 Datteln 265 216 0 € 19.949 € 19.949 € -0,00 €

134 Detmold 657 517 0 € 47.748 € 47.748 € -0,00 €

456 Dinslaken 517 347 0 € 32.047 € 32.047 € -0,00 €

457 Dormagen 449 230 0 € 21.242 € 21.242 € -0,00 €

063 Dorsten 556 398 0 € 36.758 € 36.758 € -0,00 €

170 Dortmund 4.906 4.902 0 € 452.728 € 452.728 € -0,00 €

402 Duisburg 4.185 4.381 0 € 404.610 € 404.610 € -0,00 €

001 Dülmen 354 110 12.500 € 0 € 12.500 € 2.340,87 €

470 Düren 848 862 0 € 79.611 € 79.611 € -0,00 €

435 KJA Düren 1.235 521 0 € 48.117 € 48.117 € -0,00 €

401 Düsseldorf 5.933 3.846 0 € 355.200 € 355.200 € -0,00 €

495 Elsdorf 166 91 12.500 € 0 € 12.500 € 4.095,63 €

458 Emmerich 233 123 12.500 € 0 € 12.500 € 1.140,25 €

071 Emsdetten 278 119 12.500 € 0 € 12.500 € 1.509,67 €

211 Ennepetal/Breckerfeld 269 150 0 € 13.853 € 13.853 € -0,00 €

427 Erftstadt 333 191 0 € 17.640 € 17.640 € -0,00 €

465 Erkelenz 383 171 0 € 15.793 € 15.793 € -0,00 €

471 Erkrath 318 245 0 € 22.627 € 22.627 € -0,00 €

467 Eschweiler 449 427 0 € 39.436 € 39.436 € -0,00 €

403 Essen 4.632 4.916 0 € 454.021 € 454.021 € -0,00 €

428 KJA Euskirchen 1.448 786 0 € 72.592 € 72.592 € -0,00 €

461 Frechen 411 268 0 € 24.751 € 24.751 € -0,00 €

493 Geilenkirchen 219 131 12.500 € 0 € 12.500 € 401,40 €

429 Geldern 279 113 12.500 € 0 € 12.500 € 2.063,80 €

020 Gelsenkirchen 2.148 2.692 0 € 248.622 € 248.622 € -0,00 €

212 Gevelsberg 227 170 0 € 15.700 € 15.700 € -0,00 €

068 Gladbeck 581 547 0 € 50.519 € 50.519 € -0,00 €

421 Goch 272 82 12.500 € 0 € 12.500 € 4.926,83 €

072 Greven 337 143 0 € 13.207 € 13.207 € -0,00 €

u3 Kinder im 
SGB II 
Bezug 
(Durch-

schnitt 2010)

8.904.846 €

nach u3 
Kinder  SGB 

II  (2010) O
rd

nu
ng

sz
iff

er
 L

JA

(Kreis-) Jugendamt                              
rot = LWL                               

schwarz = LVR

Lebend-
geborene 

2010

 Differenz zu 

Verteilung alt  

9.492.346 €

Mindestbetra

g12.500,00 €  

(= 

Aufstockung 

für 47 

Jugendämter) 

587.500

nach Lebend-
geborenen 

2010
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Aufteilung der Leistungen nach §3 Abs.4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz 
 im Jahr 2016

417 Grevenbroich 518 290 0 € 26.783 € 26.783 € -0,00 €

042 Gronau 461 284 0 € 26.229 € 26.229 € -0,00 €

478 Gummersbach 438 267 0 € 24.659 € 24.659 € -0,00 €

101 Gütersloh 894 471 0 € 43.500 € 43.500 € -0,00 €

100 KJA Gütersloh 1.598 583 0 € 53.843 € 53.843 € -0,00 €

441 Haan 243 110 12.500 € 0 € 12.500 € 2.340,87 €

180 Hagen 1.513 1.525 0 € 140.842 € 140.842 € -0,00 €

051 Haltern am See 263 95 12.500 € 0 € 12.500 € 3.726,21 €

190 Hamm 1.514 1.198 0 € 110.642 € 110.642 € -0,00 €

213 Hattingen 373 258 0 € 23.828 € 23.828 € -0,00 €

442 Heiligenhaus 168 117 12.500 € 0 € 12.500 € 1.694,38 €

477 Heinsberg 322 228 0 € 21.057 € 21.057 € -0,00 €

440 KJA Heinsberg 733 393 0 € 36.296 € 36.296 € -0,00 €

232 Hemer 366 193 0 € 17.825 € 17.825 € -0,00 €

484 Hennef 405 227 0 € 20.965 € 20.965 € -0,00 €

214 Herdecke 166 54 12.500 € 0 € 12.500 € 7.512,79 €

111 Herford 631 492 0 € 45.439 € 45.439 € -0,00 €

110 KJA Herford 737 334 0 € 30.847 € 30.847 € -0,00 €

200 Herne 1.186 1.235 0 € 114.059 € 114.059 € -0,00 €

064 Herten 470 418 0 € 38.605 € 38.605 € -0,00 €

475 Herzogenrath 335 244 0 € 22.535 € 22.535 € -0,00 €

443 Hilden 419 244 0 € 22.535 € 22.535 € -0,00 €

220 KJA Hochsauerlandkreis 1.026 349 0 € 32.232 € 32.232 € -0,00 €

120 KJA Höxter 1.106 485 0 € 44.793 € 44.793 € -0,00 €

488 Hückelhoven 358 265 0 € 24.474 € 24.474 € -0,00 €

416 Hürth 512 255 0 € 23.551 € 23.551 € -0,00 €

074 Ibbenbüren 476 202 0 € 18.656 € 18.656 € -0,00 €

233 Iserlohn 741 586 0 € 54.120 € 54.120 € -0,00 €

451 Kaarst 329 103 12.500 € 0 € 12.500 € 2.987,36 €

272 Kamen 296 286 0 € 26.414 € 26.414 € -0,00 €

454 Kamp-Lintfort 248 258 0 € 23.828 € 23.828 € -0,00 €

462 Kempen 240 152 0 € 14.038 € 14.038 € -0,00 €

472 Kerpen 592 469 0 € 43.315 € 43.315 € -0,00 €

474 Kevelaer 236 78 12.500 € 0 € 12.500 € 5.296,25 €

452 Kleve 405 222 0 € 20.503 € 20.503 € -0,00 €

420 KJA Kleve 904 227 0 € 20.965 € 20.965 € -0,00 €

425 Köln 10.361 7.070 0 € 652.955 € 652.955 € -0,00 €

492 Königswinter 316 141 0 € 13.022 € 13.022 € -0,00 €

404 Krefeld 1.849 1.608 0 € 148.508 € 148.508 € -0,00 €

131 Lage 340 251 0 € 23.181 € 23.181 € -0,00 €

459 Langenfeld 412 189 0 € 17.455 € 17.455 € -0,00 €

479 Leichlingen 191 53 12.500 € 0 € 12.500 € 7.605,15 €

132 Lemgo 335 222 0 € 20.503 € 20.503 € -0,00 €

405 Leverkusen 1.335 846 0 € 78.133 € 78.133 € -0,00 €

130 KJA Lippe 1.202 632 0 € 58.369 € 58.369 € -0,00 €

263 Lippstadt 570 374 0 € 34.541 € 34.541 € -0,00 €

476 Lohmar 233 61 12.500 € 0 € 12.500 € 6.866,30 €

112 Löhne 335 182 0 € 16.809 € 16.809 € -0,00 €

234 Lüdenscheid 602 494 0 € 45.624 € 45.624 € -0,00 €

273 Lünen 664 570 0 € 52.643 € 52.643 € -0,00 €

230 KJA Märkischer Kreis 834 393 0 € 36.296 € 36.296 € -0,00 €

065 Marl 611 651 0 € 60.124 € 60.124 € -0,00 €

490 Meckenheim 173 88 12.500 € 0 € 12.500 € 4.372,70 €

445 Meerbusch 411 136 0 € 12.560 € 12.560 € -0,00 €

235 Menden 395 217 0 € 20.041 € 20.041 € -0,00 €

444 Mettmann 290 150 0 € 13.853 € 13.853 € -0,00 €

141 Minden 686 597 0 € 55.136 € 55.136 € -0,00 €

140 KJA Minden-Lübbecke 1.237 516 0 € 47.656 € 47.656 € -0,00 €

455 Moers 804 593 0 € 54.767 € 54.767 € -0,00 €

406 Mönchengladbach 2.159 2.399 0 € 221.561 € 221.561 € -0,00 €

450 Monheim 338 303 0 € 27.984 € 27.984 € -0,00 €

407 Mülheim a. d. Ruhr 1.270 1.120 0 € 103.438 € 103.438 € -0,00 €

030 Münster 2.750 1.429 0 € 131.976 € 131.976 € -0,00 €

496 Nettetal 313 182 0 € 16.809 € 16.809 € -0,00 €
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408 Neuss 1.383 1.034 0 € 95.496 € 95.496 € -0,00 €

437 Niederkassel 294 128 12.500 € 0 € 12.500 € 678,47 €

430
KJA Oberbergischer 

Kreis 1.348 621 0 € 57.353 € 57.353 € -0,00 €

409 Oberhausen 1.746 1.655 0 € 152.849 € 152.849 € -0,00 €

083 Oelde 208 78 12.500 € 0 € 12.500 € 5.296,25 €

052 Oer-Erkenschwick 224 195 0 € 18.009 € 18.009 € -0,00 €

240 KJA Olpe 1.121 445 0 € 41.098 € 41.098 € -0,00 €

480 Overath 241 106 12.500 € 0 € 12.500 € 2.710,29 €

151 Paderborn 1.387 924 0 € 85.337 € 85.337 € -0,00 €

150 KJA Paderborn 1.363 534 0 € 49.318 € 49.318 € -0,00 €

236 Plettenberg 204 115 12.500 € 0 € 12.500 € 1.879,09 €

143 Porta Westfalica 277 115 12.500 € 0 € 12.500 € 1.879,09 €

436 Pulheim 377 83 12.500 € 0 € 12.500 € 4.834,48 €

481 Radevormwald 175 99 12.500 € 0 € 12.500 € 3.356,78 €

446 Ratingen 711 321 0 € 29.646 € 29.646 € -0,00 €

066 Recklinghausen 919 857 0 € 79.149 € 79.149 € -0,00 €

410 Remscheid 940 710 0 € 65.573 € 65.573 € -0,00 €

103 Rheda-Wiedenbrück 395 148 0 € 13.669 € 13.669 € -0,00 €

486 Rheinbach 188 82 12.500 € 0 € 12.500 € 4.926,83 €

460 Rheinberg 238 100 12.500 € 0 € 12.500 € 3.264,43 €

073 Rheine 653 389 0 € 35.926 € 35.926 € -0,00 €

431
KJA Rheinisch-

Bergischer-Kreis 398 132 12.500 € 0 € 12.500 € 309,05 €

418 KJA Rhein-Kreis Neuss 462 127 12.500 € 0 € 12.500 € 770,82 €

432 KJA Rhein-Sieg-Kreis 1.043 501 0 € 46.270 € 46.270 € -0,00 €

487 Rösrath 220 74 12.500 € 0 € 12.500 € 5.665,68 €

473 Sankt Augustin 445 267 0 € 24.659 € 24.659 € -0,00 €

223 Schmallenberg 209 47 12.500 € 0 € 12.500 € 8.159,28 €

215 Schwelm 229 171 0 € 15.793 € 15.793 € -0,00 €

274 Schwerte 332 183 0 € 16.901 € 16.901 € -0,00 €

275 Selm 204 163 0 € 15.054 € 15.054 € -0,00 €

489 Siegburg 374 246 0 € 22.720 € 22.720 € -0,00 €

251 Siegen 886 617 0 € 56.983 € 56.983 € -0,00 €

250 KJA Siegen-Wittgenstein 1.373 455 0 € 42.022 € 42.022 € -0,00 €

260 KJA Soest 1.156 585 0 € 54.028 € 54.028 € -0,00 €

261 Soest 437 299 0 € 27.614 € 27.614 € -0,00 €

412 Solingen 1.298 891 0 € 82.289 € 82.289 € -0,00 €

218 Sprockhövel 157 55 12.500 € 0 € 12.500 € 7.420,44 €

070 KJA Steinfurt 1.977 850 0 € 78.502 € 78.502 € -0,00 €

468 Stolberg 481 452 0 € 41.745 € 41.745 € -0,00 €

222 Sundern 212 84 12.500 € 0 € 12.500 € 4.742,12 €

463 Troisdorf 750 474 0 € 43.777 € 43.777 € -0,00 €

270 KJA Unna 360 217 0 € 20.041 € 20.041 € -0,00 €

276 Unna 455 289 0 € 26.691 € 26.691 € -0,00 €

447 Velbert 612 416 0 € 38.420 € 38.420 € -0,00 €

102 Verl 228 55 12.500 € 0 € 12.500 € 7.420,44 €

449 Viersen 594 512 0 € 47.286 € 47.286 € -0,00 €

419 KJA Viersen 671 283 0 € 26.137 € 26.137 € -0,00 €

453 Voerde 250 175 0 € 16.162 € 16.162 € -0,00 €

067 Waltrop 202 99 12.500 € 0 € 12.500 € 3.356,78 €

080 KJA Warendorf 1.313 444 0 € 41.006 € 41.006 € -0,00 €

262 Warstein 178 77 12.500 € 0 € 12.500 € 5.388,61 €

237 Werdohl 169 129 12.500 € 0 € 12.500 € 586,11 €

411 Wermelskirchen 246 123 12.500 € 0 € 12.500 € 1.140,25 €

277 Werne 205 101 12.500 € 0 € 12.500 € 3.172,07 €

423 Wesel 446 390 0 € 36.019 € 36.019 € -0,00 €

422 KJA Wesel 812 279 0 € 25.767 € 25.767 € -0,00 €

413 Wesseling 294 216 0 € 19.949 € 19.949 € -0,00 €

217 Wetter 180 91 12.500 € 0 € 12.500 € 4.095,63 €

482 Wiehl 191 60 12.500 € 0 € 12.500 € 6.958,66 €

438 Willich 388 130 12.500 € 0 € 12.500 € 493,76 €

483 Wipperfürth 197 64 12.500 € 0 € 12.500 € 6.589,23 €

216 Witten 731 577 0 € 53.289 € 53.289 € -0,00 €

448 Wülfrath 153 72 12.500 € 0 € 12.500 € 5.850,39 €

414 Wuppertal 2.932 2.883 0 € 266.262 € 266.262 € -0,00 €

469 Würselen 304 188 0 € 17.363 € 17.363 € -0,00 €

147.333 587.500 0 € 8.904.846 € 9.492.346 € 180.303,65 €Summe:
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*Im Jahr 2016 erhält NRW nach Vorweg-Abzug der Mittel für die Koordinierungsaufgaben des Bundes und der Länder 10.012.042,00 €. Davon 

werden bis zu 9.492.346,00 €  an die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe verteilt. Rund 519.700,00 € werden für notwendige landesweite 

Qualifizierungsmaßnahmennach Art. 5 Abs. 2 der Bund-Länder-Verwaltungsvereinbarung (Fortbildungen, Fachberatung,landesweite 

Fachtagungen,regionale Austauschtreffen und Arbeitshilfen mit konkreten Mustervorlagen) eingesetzt.
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  02.10.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0911/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Bericht zur Arbeit der Erziehungs- und Familienberatungsstellen des 
Caritasverbandes Rhein-Kreis Neuss e. V. 
 

Sachverhalt: 

Der Caritasverband Rhein-Kreis Neuss e. V. ist Träger von drei Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen im Rhein-Kreis Neuss (Dormagen, Grevenbroich und Neuss) und 
mit Außenstellen in Jüchen und Rommerskirchen vertreten. 
 
Herr Braun wird über die Arbeit der Erziehungs- und Familienberatungsstellen berichten. 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss nimmt den Bericht von Herrn Braun über die Arbeit der 
Erziehungs- und Familienberatungsstellen zur Kenntnis.  
 
 
 
 
 

Ö  2.2
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  05.10.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0915/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Bericht über die aktuelle Situation der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge 
 

Sachverhalt: 

Das Kreisjugendamt Neuss wird in der Sitzung des Jugendhilfeausschusses mündlich über die 
Situation der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge berichten. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss den Bericht des Kreisjugendamtes zur Kenntnis 
 
 
 
 

Ö  2.3
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.09.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0899/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Bericht zur aktuellen Situation in den Kindertageseinrichtungen in Jüchen, 
Korschenbroich, Rommerskirchen 
 

Sachverhalt: 

a) Auslastung der Kindertageseinrichtungen 
 

Zum Kindergartenjahr 2015/16 konnten alle Kinder über drei Jahre mit einem Platz in 
einer Kindertageseinrichtung versorgt werden, kein Kind wurde abgewiesen. Für 
Kinder, die mit ihren Familien in den Zuständigkeitsbereich des Kreisjugendamtes 
ziehen, bestehen in allen drei Orten noch Möglichkeiten aufgenommen zu werden. 

b) 

Anzahl der anspruchsberechtigten Kinder über drei Jahre:  1851 

Anzahl der Anspruchsberechtigten Kinder unter drei Jahre:  1643 

Versorgungsquote U3:       35,30% 

Versorgungsquote Ü3          100% 
 
    Stand: 01.08.2015 
 

Die Belegung nach Orten und Kindertageseinrichtungen ist der angefügten Tabelle zu 
entnehmen. 

 

Ö  3.1
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Belegung der Kindertageseinrichtungen zum 01.08.2015 
  

Wohnbereiche: Einrichtungen 

Anzahl U
3-

Plätze 

Belegung U
3-

Plätze zum
 

01.08.2015 

Anzahl Ü
3-

Plätze 

Belegung Ü
3-

Plätze zum
 

01.08.2015 

Korschenbroich städt. Kindergarten Am Sportplatz 16 15 84 75 
  städt. Kindergarten Danziger Str. 16 16 31 35 

  kath. Kindergarten St.  Andreas 18 18 67 67 
  städt. Kinderg. Herrenshoff 16 16 81 79 
  kath.Kindergarten Maternusstr. 12 9 28 32 
  städt. Kindergarten Am Hallenbad 16 16 39 44 
  städt. Kindergarten A. d. Kempen 16 15 39 44 
  städt. Kindergarten Josef-Thory-Str. 8 8 66 65 

  städt. Kindergarten Schulstr./Glehn 8 8 52 57 
  städt. Kindergarten Am Kerper Weiher 16 14 56 56 
  kath. Kindergarten Elisabethstr. 16 15 64 65 
  kath.Kindergarten Hildegundisstr.  12 10 53 52 
  städt. Kindergarten Pesch 16 16 39 45 
  Kindertageseinrichtung Pestalozzistr. 6 6 39 42 

  Kindertageseinrichtung "Am Holzkamp" 0 0 50 48 
  Lindertageseinrichtung Lebenshilfe 4 1 16 8 

  Plätze gesamt 196 183 804 814 
            

Jüchen kath. Kindergarten Gierath 12 10 78 73 
  Gemeindekindergarten Kelzenberg 14 10 21 27 

  Gemeindekindergarten Weststr. 19 17 70 78 
  Gemeindekindergarten Bachstr. 22 17 53 54 
  Gemeindekindergarten Steinstraße 26 20 94 96 
  Gemeindekindergarten N-Garzweiler 14 11 46 55 
  kath. Kindergarten Bedburdyck 12 9 53 48 
  kath. Kindergarten Hochneukirch 12 10 78 83 

  kath. Kindergarten Alleestr. 18 18 42 46 
  kath. Kindergarten Otzenrath 6 4 41 42 

  Plätze gesamt 155 126 576 602 
            

Rommerskirchen Gemeindekindergarten Frixheim 18 16 37 40 

  Gemeindekindergarten Giller Str. 14 14 91 90 
  kath. Kindergarten Sinsteden 13 13 22 26 
  Gemeindekindergarten Hoeningen 8 8 32 34 
  Gemeindekindergarten Anstel 14 13 63 60 
  kath. Kindergarten Oekoven 6 6 14 17 
  kath. Kindergarten Rommerskirchen 6 6 39 43 

  Gemeindekindergarten Evinghoven 6 5 14 14 

  Plätze gesamt 85 81 312 324 
            

Kreisjugendamt gesamt 436 390 1692 1740 

  Plätze gesamt (01.08.2015)     2128 2130 20/54
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Aufteilung der Kinder auf die Betreuungszeiten: 
 
-  199 Kinder sind mit 25 Std./Wo. angemeldet  =  9,4 % 
-  847 Kinder  mit 35 Std./Wo.    = 39,8 %  
- 1082 Kinder  mit 45 Std./Wo.     = 50,8 % 

 
 Plätze in Kindertagespflege: 
 

Jüchen    74 
Korschenbroich   91 
Rommerskirchen   36 
Kreisjugendamt         201 

 
 belegt mit 
 

- U3-Kindern:  39 + 74 + 31 = 144 
- Ü3-Kindern:  29 + 13 +   5 =  47  

 
47 Kinder über drei Jahre befinden sich demnach zusätzlich zur Betreuung in 
Kindertageseinrichtung in Kindertagepflege (Randzeitenbetreuung). 
Für Eltern mit unregelmäßigen Arbeitszeiten werden individuelle 
Betreuungszeitmodelle über die Betreuung in Kindertageseinrichtung hinaus 
entwickelt. 

 
 

c) Personelle Situation in den Kindertageseinrichtungen 
 

In allen Kindertageseinrichtungen werden die Vorgaben des Kinderbildungsgesetzes 
(Anlage zu §19 KiBiz) für den Einsatz des pädagogischen Personals erfüllt, einige 
Einrichtungen liegen über dem gesetzlichen Soll.  
 
Betreuerschlüssel für Kinder unter drei Jahren: 1 zu 3,6 inkl. U3-Pauschale 
Betreuerschlüssel für Kinder über drei Jahre:   1 zu 9,1 / 11,3 differenziert  
nach Betreuungszeit. 
 
Grundsätzlich ist aber festzustellen, dass es den Trägern nicht leicht fällt, vakante 
Stellen neu zu besetzen. Aufgrund des U3-Ausbaus hat sich der Bedarf an 
pädagogischen Fachkräften für die Kindertageseinrichtungen enorm erhöht. Einige 
Träger sind dazu über gegangen verstärkt Erzieherinnen im Anerkennungsjahr zu 
beschäftigen, um Nachwuchskräfte rekrutieren zu können. 
 

 
d) finanzielle Situation der Träger 
 

Die Betriebskosten der Kindertageseinrichtungen werden über die Kindpauschalen 
finanziert. Die Höhe der Kindpauschalen ist abhängig vom Alter des Kindes, von der 
wöchentlichen Betreuungszeit und von der Gruppenform (s. Anlage zum § 19 KiBiz). 
Die Höhe der Kindpauschalen wird jährlich um 1,5 % angehoben, um 
Kostensteigerungen zu kompensieren. Übersteigen die Tariferhöhungen der 
Beschäftigten in den Kindertageseinrichtungen diesen Rahmen oder liegt die 
allgemeine Kostensteigerung / Inflationsrate über 1,5 %, so hat der Träger die 
Differenz zu tragen, damit erhöht sich indirekt der Trägeranteil an den Gesamtkosten. 
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Insbesondere die freien Träger haben Probleme, die zusätzlichen Kosten 
aufzubringen. Kaum ein Träger hat noch Möglichkeiten Rücklagen zu bilden, 
dies wird durch die zu führenden Verwendungsnachweise deutlich. Durch die 
Verwendungsnachweise werden nicht nur die Betriebskosten geprüft, sondern auch 
der Umfang des Personaleinsatzes. 

 
e) Betreuung von Flüchtlingskindern in Kindertageseinrichtungen 

 
Flüchtlingskinder haben ab dem vollendeten ersten Lebensjahr einen Rechtsanspruch 
gemäß § 24 SGB VIII auf einen Betreuungsplatz in einer Kindertageseinrichtung oder 
in Kindertagespflege, sobald die Aufnahme in eine Anschlussunterkunft erfolgt ist. 
Für den zeitlichen Umfang dieses Anspruchs gelten für Flüchtlingskinder dieselben 
Grundsätze wie für andere Kinder, das bedeutet, die täglichen Betreuungszeiten 
richten sich individuell nach dem Bedarf des Kindes nach Bildung, Erziehung und 
Betreuung in einer Kindertageseinrichtung und dem Bedarf der 
Erziehungsberechtigten nach Betreuung ihres Kindes. 
Bis September 2015 konnten weitestgehend alle Flüchtlingskinder über drei Jahre in 
eine Kindertageseinrichtung aufgenommen werden. 
Wie sich der Bedarf entwickeln wird, ist derzeit nicht absehbar. Eine Berücksichtigung 
in der Bedarfsplanung ist außerordentlich schwierig. 
 
Die Kindertageseinrichtungen sollen mit einem Unterstützungsprogramm des 
Kreisjugendamtes gefördert werden. 
So wurde bereits am 23.06.2015 eine Fachtagung zum Thema „Flucht und Trauma“ 
in Kooperation mit der Martinus-Schule in Kaarst und dem Stadtjugendamt Kaarst für 
Erzieherinnen in Kindertageseinrichtungen und Grundschullehrer erfolgreich 
durchgeführt. Weitere Veranstaltungen zu Themen der Flüchtlingsfamilien sollen 
folgen. Darüber hinaus soll ein Leitfaden für Erzieherinnen erstellt werden, aus dem 
hervor geht, wo schnell und unkompliziert Unterstützung für die unterschiedlichsten 
Situationen angefordert werden kann. 
 

 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss nimmt den Bericht zur aktuellen Situation der 
Kindertageseinrichtungen in Jüchen, Korschenbroich und Rommerskirchen zur Kenntnis. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  02.10.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0913/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Vereinbarung mit einem freien Träger – Vormundschaftsverein – zur Über-
nahme von Vormundschaften für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
 

Sachverhalt: 

In den letzten beiden Jahren sind die Zahlen der Amtsvormundschaften und –pflegschaften 
stetig gestiegen. Aus diesem Grunde wurden bereits interne Umstrukturierungen und 
Stundenerhöhungen vorgenommen, um der gesetzlichen Vorgabe von umgerechnet 50 
Fällen pro Vollzeitmitarbeiter entsprechen zu können, s. § 55 des Sozialgesetzbuch Achtes 
Buch 
(SGB VIII –  KJHG).  
 
In den letzten Monaten sind zu diesen Erhöhungen noch Vormundschaften für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (umFe) hinzugekommen. Zurzeit sind es 14 Fälle; die Anzahl steigt 
weiter an. Mit der Einführung des Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung 
und Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher, das zum 01 November 2015 in Kraft 
treten wird, ist mit einem weiteren Anstieg, sowie der Umverteilung von Unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtligen auf alle Jugendämter zu rechnen. Im nächsten Jahr ist damit zu 
rechnen, das mindestens 32 unbegleitete ausländische Minderjährige (Stand Ende August 
2015) vom Kreisjugendamt Neuss zu betreuen sind, für die dann auch Vormundschaften 
eingerichtet werden müssen. 
 
Auf Grund der im Vergleich zu den jetzigen Fallzahlen deutlichen Erhöhung der 
Vormundschaften sowie der notwendigen Flexibilität bzgl. der anfallenden Arbeitsstunden im 
Einzelfall hält das Kreisjugendamt den Abschluss einer Vereinbarung mit einem 
Vormundschaftsverein zur Übernahme von maximal 25 Vormundschaften für unbegleitete 
ausländische Minderjährige für notwendig. So können Fälle flexibel an einen Verein 
abgegeben werden, der nach entsprechendem Fallaufkommen sowie den Arbeitsstunden je 
Fall bezahlt wird, und der schon jetzt die notwendigen Kenntnisse sowohl im pädagogischen, 
als auch im ausländer- und asylverfahrensrechtlichen Bereich vorhält. 
 
Nach Vergleich mit Vereinbarungen anderer Jugendämter im Kreisgebiet wird eine 
Arbeitsstunde etwa 22 – 24 € kosten; weitere Kosten erhebt der Vormundschaftsverein beim 

Ö  4.1
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jeweiligen Amtsgericht. Bei 25 ganzjährig laufenden Fällen entstehen somit, Kosten in Höhe 
von rund 25.000 €. 
 
Eine Mustervereinbarung ist der Einladung als Anlage beigefügt.    
 
Die Auftragsvergabe wurde im Vorfeld mit Amt 14 bzw. dem Zentralen Vergabemanagement 
der Kreisverwaltung erörtert.  
Zurzeit erfolgt im Rahmen einer freihändigen Vergabe die Vorbereitung eines Verfahrens zur 
Einholung von Vergleichsangeboten, die später unter Beachtung der Grundsätze des 
wirtschaftlichen und sparsamen Handelns nach bestimmten Qualitätsstandards ausgewertet 
werden.  
Die Vereinbarung mit einem Vormundschaftsverein soll danach zügig umgesetzt werden, 
damit schon bald die notwendigen Vormundschaften für umFe eingerichtet werden können 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zustimmend zur Kenntnis. 
 
 
Anlagen: 

2015 10 JHA-Vorlage - MUSTERVereinbar. mit VM-Verein 
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Vereinbarung 
 

zwischen 
 

Rhein-Kreis Neuss – Jugendamt – 
vertreten durch den Landrat 

Am Kirsmichhof 2, 41352 Korschenbroich 
 

und 
 

dem Vormundschaftsverein 
……… 
…....... 
…….. 

 
über die Beteiligung eines Trägers der freien Jugendhilfe an der Wahrnehmung 

anderer Aufgaben nach § 2 Abs. 3 Ziff. 11 SGB VIII 
 
 
1. Gegenstand 
 
1.1 Der Vormundschaftsverein       übernimmt nach Anfrage und auf  

Vorschlag des Jugendamtes des Rhein-Kreises Neuss die Führung von 
Vereinsvormundschaften und –pflegschaften. 

 
1. 2   Auf die Führung der Vereinsvormundschaften und –pflegschaften sind die 

Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches anwendbar, soweit nicht  
Spezialgesetzliche Regelungen etwas anderes bestimmen. 

 
2. Grundsätze einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit 
 
2.1  Der Vormundschaftsverein       und das Kreisjugendamt Neuss sichern  sich 

gegenseitig eine vertrauensvolle und enge Zusammenarbeit im Sinne von 
  § 4 SGB VIII zu. Dabei sind die einschlägigen datenschutzrechtlichen 

 Vorschriften, analog dem Schutz von Sozialdaten nach §§ 61 bis 68 SGB VIII, 
  zu beachten. 
 
2.2  Die Selbständigkeit des Vormundschaftsvereins       in Zielsetzung und 

Durchführung seiner Aufgaben sowie in der Gestaltung seiner 
Organisationsstruktur bleibt unberührt. 
 

2.3  Der Vormundschaftsverein       verpflichtet sich gegenüber dem 
Kreisjugendamt Neuss, dass im Rahmen von Vereinsvormundschafen und –
pflegschaften der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII 
und die persönliche Eignung von Beschäftigten nach § 72a SGB VIII 
gewährleistet wird. Auf die dazu gesondert abzuschließende Vereinbarung 
wird verwiesen. 

 

Ö  4.1
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2.4  Die Fachkräfte des Vormundschaftsvereins und des Jugendamtes verpflichten 
sich, verbindliche Standards zu Fallübernahme und der Kommunikation zu 
erarbeiten und regelmäßig (in der Regel quartalsweise) einen fachlichen 
einzelfallunabhängigen Austausch durchzuführen. 

 
3. Leistungen des Vormundschaftsvereins        
 
3.1  Der Vormundschaftsverein        verpflichtet sich, Personal vorzuhalten, das 

für die Führung von Vormundschaften und Pflegschaften im Sinne von § 72 
Abs. 1 S. 1 SGB VIII geeignet ist. Der Vormundschaftsverein ist Arbeitgeber 
der hierfür erforderlichen Fachkräfte.  

 
3.2  Für den Fall der Bestellung durch das Gericht wird der Vormundschaftsverein 

seine Einwilligung erteilen, soweit nicht außergewöhnliche Umstände 
entgegenstehen. 

 
3.3  Das Kreisjugendamt Neuss übergibt bis zu 25 Fälle zur Führung an den 

Vormundschaftsverein      . Bei der anteiligen Personalbemessung ist 
seitens des Vormundschaftsvereins zu berücksichtigen, dass entsprechend § 2 
Nr. 2 der Richtlinie des Landesjugendamtes Rheinland für die Erlaubnis zur 
Übernahme von Vereinsvormundschaften und –pflegschaften über 
Minderjährige pro Vollzeitstelle im Durchschnitt maximal 30 Vormundschaften 
und Pflegschaften geführt werden sollen.  

 
3.4  Der Vormundschaftsverein       verpflichtet sich, gegenüber der Justizkasse 

die Vergütungsansprüche geltend zu machen, die sich aus der 
zugrundeliegenden Gesetzeslage und Rechtsprechung ergeben. 

 
3.5  Zur Ermittlung der zusätzlichen Vergütung gem. Ziff. 4.2 dieser Vereinbarung 

erhält das Jugendamt Rhein-Kreis Neuss eine Zweitschrift der Abrechnung für 
die Justizkasse. 

 
4. Leistungen des Jugendamtes 
 
4.1 Das Jugendamt wird dem Familiengericht nach Fallermessen gem. § 53 Abs. 1 

SGB VIII die vom Vormundschaftsverein benannte/n Fachkraft/Fachkräfte 
vorschlagen, die sich im Einzelfall zum Vormund oder Pfleger eignet/eignen. 

 
4.2  Das Jugendamt verpflichtet sich, die Leistungen des Vormundschaftsvereins  

gem. dieser Vereinbarung mit       € für jede Stunde der für die Führung der 
Vormundschaften oder Pflegschaften aufgewandten und erforderlichen Zeit zu 
vergüten. Zum Nachweis reicht die Vorlage einer Zweitschrift der der 
Justizkasse vorzulegenden Abrechnung aus. Der vereinbarte Stundensatz wird 
ab dem 01.01.2017 zum Ausgleich von Personal- und Sachkostensteigerungen 
jährlich um 1,5 % erhöht. 

 
5. Inkrafttreten, Geltungsdauer, Kündigung 
 
5.1  Die Vereinbarung tritt am  ____________ in Kraft. 
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5.2  Die Vereinbarung gilt bis zum 31.12.2016 und verlängert sich automatisch um 

1 Jahr, wenn sie nicht von einer Partei mit einer Frist von 3 Monaten zum 
Jahresende gekündigt wird. 

 
5.3  Nach spätestens 4 Jahren wird die Vereinbarung gemeinsam überprüft, und 

ggf. werden notwendige Anpassungen vorgenommen. 
 
6. Sonstige Bestimmungen 
 
6.1  Die Vereinbarung sowie sämtliche Änderungen, Ergänzungen oder 

Kündigungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 
 
6.2  Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieser Vereinbarung oder Teile 

von ihr unwirksam oder nichtig sein oder werden, bleiben die übrigen 
Regelungen hiervon unberührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich für 
diesen Fall, unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die wirksam 
sind, und dem Sinn und Zweck der Vereinbarung rechtlich und wirtschaftlich 
möglichst nahe kommen. 

 
 
Korschenbroich,       
 
 
 
 
_____________________    ____________________ 
 
 
 
____________________    _____________________ 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.09.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0900/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Betreuungsgeld (§§ 4a – 4d BEEG) 
 

Sachverhalt: 

Das Bundesverfassungsgericht verkündete am 21. Juli 2015 die Entscheidung über den 
Antrag der Hansestadt Hamburg auf abstrakte Normenkontrolle des Betreuungsgeldgesetzes. 
Es hat entschieden, dass die §§4a bis 4d des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der 
Fassung des Gesetzes zur Einführung eines Betreuungsgeldes (Betreuungsgeldgesetz) vom 
15. Februar 2013 aufgrund der fehlenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes nichtig sind. 
Das Bundesverfassungsgericht traf keine Übergangsregelung, da es diese für „nicht 
notwendig“ hielt. 
 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat nunmehr Hinweise 
bzw. Empfehlungen zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichtes bekannt 
gegeben. 
 
Wenn der begünstigende Betreuungsgeldbescheid vor dem 21. Juli 2015 ergangen ist, wird 
das Betreuungsgeld ausgezahlt und Rückforderungen sind ausgeschlossen. Wenn das 
Betreuungsgeld vor dem 21. Juli 2015 beantragt wurde, aber noch nicht beschieden wurde, 
dürfen bewilligende Betreuungsgeldbescheide nicht mehr erlassen werden. Nach der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes ist dafür keine Rechtsgrundlage mehr 
gegeben. Diese erhalten einen Ablehnungsbescheid. Wenn der Antrag nach dem 21. Juli 
2015 gestellt wurde bzw. eingegangen ist, erhalten die Antragsteller ein 
Informationsschreiben, dass die Regelungen zum Betreuungsgeld nichtig sind und somit 
keine Rechtsvorschrift, wonach Betreuungsgeld gewährt werden könnte, mehr gegeben ist. 
 
In der Elterngeldstelle des Rhein-Kreises Neuss stellt sich die Situation wie folgt dar: 
-Anträge vor dem 21.07.2015 eingegangen: 102 
-Anträge ab dem 22.07.2015 eingegangen: 150 
Die entsprechenden Bescheide bzw. Informationsschreiben sind inzwischen erteilt worden. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zustimmend zur Kenntnis. 

Ö  4.2
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.09.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0901/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Antrag von „hoch3 – Klassenfahrten und Gruppenprogramme 
gemeinnützige UG„ auf Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe 
nach § 75 Kinder- und Jugendhilfegesetz 
 

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 19.08.2015 beantragt „hoch3 – Klassenfahrten und Gruppenprogramme 
gemeinnützige UG“ die Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe nach § 75 Kinder- und 
Jugendhilfegesetz. Der Antrag sowie das Leitbild von hoch3 sind als Anlage beigefügt. 
 
hoch3 wurde im Dezember 2003 als Einzelfirma gegründet und hat von Beginn an immer 
auch Aufgaben aus dem Bereich der Jugendhilfe wahrgenommen. 2004 fand die erste 
Jugendfreizeit statt. Angebote von hoch3 sind u.a. erlebnispädagogische Klassenfahrten und 
Gruppenprogramme, Aus- und Weiterbildung in der Erlebnispädagogik und Ferienfreizeiten 
und Ferienangebote in Zusammenarbeit mit OGATAS. 
 
Im Jahr 2012 war hoch3 das erste Mal Partner des Kreisjugendamtes innerhalb des 
Ferienprojektes „Starke Kids bauen Brücken“. Neben der Begleitung der einzelnen Angebote 
übernahm hoch3 die Schulungen der ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiter/innen. 
2013 unterstützte hoch3 auch das Ferienprojekt „Starke Kids bewegen sich“. 
 
Am 17.12.2014 hat sich die Einzelfirma umgewandelt in die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung unter „hoch3 - Klassenfahrten und Gruppenprogramme Gemeinnützige 
Unternehmergesellschaft haftungsbeschränkt“ notariell beurkundet und am 30.12.2014 im 
Handelsregister des Amtsgerichtes Mönchengladbach, Geschäftsführer Herr Thomas 
Sablotny, entsprechend eingetragen. 
 
Nach § 75 SGB VIII (KJHG) können als Träger der freien Jugendhilfe juristische Personen 
und Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn sie 

1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne des § 1 tätig sind 
2. gemeinnützige Ziele verfolgen 

Ö  5.1
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3. aufgrund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten lassen, dass sie 
einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe zu 
leisten imstande sind, und 

4. die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten. 
Einen Anspruch auf Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe hat, wer auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe mindestens 3 Jahre tätig ist. 
 
Aufgrund der langjährigen Erfahrungen im Bereich der Jugendarbeit erfüllt hoch3 die 
Voraussetzungen für eine Anerkennung als freier Träger. 
 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss erkennt „hoch3 –Klassenfahrten und Gruppenprogramme 
gemeinnützige UG“ nach § 75 KJHG (SGB VIII) als Träger der freien Jugendhilfe an. 
 
 
 
Anlagen: 

JHA 29.10.2015 Anlage Anerkennung hoch3 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.09.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0902/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Antrag des Gemeindejugendringes Jüchen e.V. auf Bezuschussung der 
internationalen Jugendbegegnungen 2016 und 2017 im Rahmen der 
Partnerschaft mit der französischen Gemeinde Leers 
 

Sachverhalt: 

Seit 2006 ist der Gemeindejugendring Jüchen e.V. Träger der regelmäßigen 
Jugendbegegnungen im Rahmen der Partnerschaft zwischen der Gemeinde Jüchen und der 
französischen Gemeinde Leers in Nordfrankreich. Höhepunkte der bisherigen Kooperation 
waren die bereits durchgeführten Jugendbegegnungen in Jüchen (2006, 2008, 2010, 2012 
und 2014) und in Leers (2007, 2009, 2011, 2013 und 2015). Die außerschulischen 
Jugendbegegnungen richten sich jeweils an 20 Jugendliche aus Jüchen und Leers. 
 
Der Kreisjugendhilfeausschuss hat in den vergangenen Jahren stets seine Zustimmung über 
die Bezuschussung der Restkosten der geplanten Programme erteilt. Der 
Gemeindejugendring Jüchen e.V. finanziert seine Eigenmittel durch die Erhebung von 
Teilnehmergebühren. Weiterhin wird die Förderung aus Mitteln des deutsch-französischen 
Jugendwerks ausgeschöpft. 
 
Im Rahmen der Auswertungsgespräche stellten beide Seiten fest, dass es dem jeweiligen 
Gastgeber in den vergangenen Jahren zunehmend schwerer fiel, Jugendliche für eine 
Teilnahme an der Begegnung im jeweiligen Heimatort zu begeistern. Aufgrund dieser 
Entwicklung einigten sich die Organisatoren darauf, die Jugendbegegnungen in den Jahren 
2016 und 2017 an einem dritten Ort durchzuführen. 
Die nunmehr 11. Begegnung soll in einer Jugendherberge in Dahme, voraussichtlich im 
Zeitraum vom 25.07. bis 31.07.2016, stattfinden. Der Zeitraum der Begegnung wird in den 
Jahren 2016 und 2017 wieder von 5 Tagen auf 7 Tage ausgeweitet.  
 
Im September 2015 wurden anlässlich eines Planungsgespräches die Eckpunkte der 
Jugendbegegnung für die Jahre 2016 und 2017 verabredet. Das vorläufige Konzept und 
Programm für die Jugendbegegnung ist als Anlage beigefügt. 
 

Ö  5.2
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Die jeweilige Gastgeberorganisation übernimmt Kosten für Unterbringung, Verpflegung und 
Programm. Die jeweils reisende Gruppe nur die Kosten für Hin- und Rückfahrt. 
 
Für das 2-Jahres Programm hat der Gemeindejugendring Gesamtkosten in Höhe von 
14.330,19 € berechnet. Als Einnahmen werden erwartet: jeweils 3.000,- € aus 
Teilnehmerbeträgen und 2.800,- € vom deutsch-französischen Jugendwerk. 
 
Mit Antrag vom 17.09.2015 bittet der Gemeindejugendring Jüchen e.V. um Übernahme der 
ungedeckten Restkosten in Höhe von 5.530,19 € für die Vorhaben in 2016 und 2017 aus 
Mitteln des Kreisjugendamtes gem. Position 6.2.8 des Kreisjugendförderplanes. 
 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Gemeindejugendring Jüchen e.V. erhält zu den Kosten in Höhe von 14.330,19 € für die 
Durchführung der Jugendbegegnungen mit der Partnergemeinde Leers / Frankreich in den 
Jahren 2016 und 2017 einen Kreiszuschuss von bis zu 5.530,19 € auszahlbar in Abschlägen 
aus den Haushaltsmitteln für die Jahre 2016 und 2017, vorbehaltlich der Genehmigung der 
Haushalte. 
Voraussetzung ist die Teilnahme von jeweils mindestens 20 deutschen Jugendlichen bei den 
gemeinsamen Begegnungen. 
Die Haushaltsmittel stehen bei dem PSP Element 1.100.060.362.010, Kostenart SAP  5 318 
0270, zur Verfügung.  
 
 
 
Anlagen: 

JHA 29.10.2015 Anlage Jugendbegeg. Jüchen Leers 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.09.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0903/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Ferienaktionen 
 

Sachverhalt: 

Auch in diesem Jahr führte das Kreisjugendamt mit zahlreichen ortsansässigen 
Kooperationspartnern aus Jüchen, Korschenbroich und Rommerskirchen wieder 
Ferienaktionen durch. In Anlehnung an die Projekte „Starke Kids in der Manege“ in den 
letzten Jahren lautete in diesem Jahr das Motto „Starke Kids mit allen Sinnen“. Die 
Ferienaktionen standen ganz im Zeichen der „Sinneserfahrung“. 
Termine der Ferienaktionen waren: 
-30.03.-02.04.2015 in Jüchen Stessen 
-29.06.-03.07.2015 in Rommerskirchen Frixheim 
-05.10.-09.10.2015 in Korschenbroich Glehn 
 
Außerdem fand in der GHS Korschenbroich-Kleinenbroich in der Zeit vom 29.06.-03.07.2015 
eine Ferienaktion zum Thema „Art Attack“ statt. 
 
In der Zeit vom 06.07.-17.07.2015 fand nun eine internationale Jugendbegegnung mit dem 
Partnerkreis Mikolow in Polen statt, die ebenfalls vom Kreisjugendamt durchgeführt wurde. 9 
Teilnehmer/innen kamen aus Deutschland und 12 Teilnehmer/innen aus Polen. Das Alter der 
Jugendlichen war von 15-18 Jahren. 
 
In Form eines Vortrages wird das Kreisjugendamt in der Sitzung die bereits durchgeführten 
Ferienmaßnahmen kurz erläutern. 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zustimmend zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 

Ö  5.3
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.09.2015 

51 - Jugendamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 51/0904/XVI/2015 
 
 
Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Jugendhilfeausschuss 29.10.2015 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 
Familienbildung 
 

Sachverhalt: 

Mütter, Väter, andere Erziehungsberechtigte und junge Menschen erhalten gemäß § 16 KJHG 
Leistungen, die der Förderung der Erziehung in der Familie dienen. Diese Leistungen sollen 
dazu beitragen, dass Erziehungsverantwortung besser wahrgenommen werden kann. 
Gemäß des Subsidiaritätsprinzips beauftragt das Kreisjugendamt staatlich anerkannte 
Einrichtungen der Weiterbildung mit dieser Aufgabe. Es handelt sich hier um die Träger der 
Familienbildung, die ihre Tätigkeit im Zuständigkeitsgebiet des Kreisjugendamtes 
wahrnehmen und nach dem Weiterbildungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
anerkannt sind: 
 
-AWO Bildungswerk der Generationen 
-familienforum edith stein 
-Katholisches Forum für Erwachsenen- und Familienbildung Mönchengladbach 
 
Die Förderung erfolgt gemäß den Richtlinien des Kreisjugendförderplanes 2015 bis 2019 
(Punkt 6.6.1). Im Haushaltsjahr 2015 steht insgesamt ein Betrag von 46.000 € zur 
Verfügung, der zum einen über geleistete Unterrichtsstunden (höchstens 6.500) und 
Projektmittel an die 3 Weiterbildungsträger ausgezahlt wird. Die inhaltlichen Schwerpunkte 
werden in dem jährlich stattfindenden Arbeitskreis Familienbildung mit dem Kreisjugendamt 
einvernehmlich abgestimmt.  
 
Im neuen Jugendförderplan wurde außerdem festgelegt, dass eine regelmäßige 
Berichterstattung hierzu im Jugendhilfeausschuss erfolgen soll. 
Im Rahmen eines Vortrages werden die vorgenannten drei Weiterbildungsträger in der 
Sitzung ihre Ausgestaltung und Inhalte kurz erläutern. 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Kreisjugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zustimmend zur Kenntnis. 
 

Ö  6
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